
FÜR UNTERNEHMEN

Versorgungszahlung und 
Geschäftsführergehalt
Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte darüber zu entschei­
den, ob die an den beherrschenden Gesellschafter einer 
GmbH gezahlte Altersversorgung bei Wiederaufnahme 
der Geschäftsführertätigkeit als verdeckte Gewinnaus­
schüttung (vGA) einkommenserhöhend zu berücksichti­
gen ist.

Der Geschäftsführer einer GmbH war nach seinem Aus­
scheiden erneut zum Geschäftsführer berufen worden. 
Nach seinem Ausscheiden erhielt er ein Ruhegehalt, 
beim Wiedereintritt bezog er ein monatliches Bruttogehalt 
von 1.000 EUR sowie eine Weihnachtsgratifikation in Hö­
he eines Monatsgehalts. Darüber hinaus sah die Verein­
barung vor, dass die Versorgungszahlungen unberührt 
bleiben. Im Körperschaftsteuerbescheid für das Streitjahr 
setzte das Finanzamt (FA) die Körperschaftsteuer auf     

0 EUR fest. Unter Berücksichtigung der Ergebnisse einer 
Lohnsteueraußenprüfung wurden dabei die zusätzlich zum 
Geschäftsführergehalt (13.384 EUR) angefallenen Versor­ 
gungszahlungen als vGA berücksichtigt (28.864 EUR). 
Hiergegen legte die Klägerin Einspruch ein, den das FA 
zurückwies.

Das Finanzgericht (FG) Münster gab der Klage gegen den 
Körperschaftsteuerbescheid statt und änderte sowohl den 
Körperschaftsteuerbescheid als auch den Bescheid über 
die Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags zur 
Körperschaftsteuer. Aufgrund der besonderen Umstände 
des Streitfalls liege eine vGA nach § 8 Abs. 3 Satz 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der für das Streitjahr gel­
tenden Fassung (KStG) nicht vor. Zum einen seien die zi­
vilrechtlichen Voraussetzungen des Versorgungsan­ 
spruchs auch nach Abschluss des neuen Geschäftsführer­
anstellungsvertrags erfüllt, da der Versorgungsanspruch 
unberührt bleiben sollte und der neue Vertrag nicht Maß­
stab für dessen zivilrechtliches Entstehen sei. Zum ande­
ren halte die gleichzeitige Zahlung von Gehalt und 
Versorgung einem Fremdvergleich stand. Dabei sei zu be­
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Für  Hausbesitzer  steht  zu  Beginn  des  Sommers  noch
eine  wichtige  Entscheidung  aus:  Die  Grünen  wollen  das
innerhalb  der  Bundesregierung  umstrittene  Gesetz  zur
Umrüstung  auf  klimafreundliche  Heizungen  noch  vor  der
Sommerpause  im  Bundestag  beschließen.  Der
Kompromiss  sieht  wesentliche  Änderungen  zum
ursprünglichen Gesetzentwurf vor. Gelten soll das Gesetz
zum 1. Januar 2024, es sind aber viele Übergangsfristen
geplant. Demnach kann es je nach Wärmeplanung in der
Kommune  bis  2028  dauern,  bis  schärfere  Regeln  bei
einem Heizungsaustausch gelten.
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rücksichtigen, dass im Streitfall das Anstellungsverhältnis 
zunächst beendet worden sei. Die Neueinstellung sei al­
lein im Interesse der Klägerin erfolgt. Das neue Ge­
schäftsführergehalt sei zudem nur ein Anerken­ 
nungsbetrag und kein vollwertiges Gehalt. In der Summe 
würden Versorgung und Gehalt des Streitjahres nur ca. 
26 % der Gesamtbezüge des Jahres 2009 ausmachen, 
also des letzten Kalenderjahres, in dem er seine vorheri­
ge Geschäftsführertätigkeit über das gesamte Jahr aus­
geübt habe. Damit sei die Grenze einer Überversorgung 
erheblich unterschritten.

Dem folgte auch der BFH. Die Zahlung der Altersrente 
neben dem Gehalt hält den Anforderungen sowohl des 
formellen als auch des materiellen Fremdvergleichs 
stand. Das vollständige Urteil finden Sie hier: 
tinyurl.com/3vn3efhx

Quelle: BFH

Keine ermäßigte Besteuerung von 
Corona­Hilfen
Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass die im 
Jahr 2020 gezahlten Corona­Hilfen keine außerordentli­
chen Einkünfte darstellen, die in der Einkommensteuer 
nur ermäßigt zu besteuern sind.

Sachverhalt: Der Kläger führte ein Hotel mit Gaststätte 
und war in 2020 aufgrund der Corona­Beschränkungen 
auch von Schließungen und Einschränkungen betroffen. 
Ihm wurden daraufhin eine Soforthilfe von 15.000 EUR, 
eine Überbrückungshilfe I von 6.806 EUR sowie Novem­
ber­ und Dezemberhilfen von 42.448 EUR gewährt, wel­
che das Finanzamt der Einkommensteuer unterwarf. Dem 
widersprach der Einzelunternehmer. Er ging davon aus, 
diese seien ermäßigt zu besteuern, weil sie als Entschä­
digungen und als Ersatz für entgangene oder entgehende 
Einnahmen oder für die Nichtausübung einer Tätigkeit 
aufgrund der pandemiebedingten Schließung des Ge­
schäftsbetriebs zu werten seien. Die Hilfszahlungen führ­
ten zu höheren Einnahmen, als der Kläger im "normalen" 
Betrieb seiner Gastronomie zu verzeichnen hatte und 
führten daher zu außerordentlichen Einkünften. Tatsäch­
lich verzeichnete der Wirt 2020 einen um 10.000 bis 
25.000 EUR höheren Gewinn als normalerweise zu er­
warten gewesen wäre.

Das Finanzgericht Münster wies die Klage jedoch ab. So­
weit sich der Kläger hiermit wohl auf die frühere Recht­
sprechung des BFH beziehe, nach der eine Vergleichs­ 
rechnung vorgenommen werden konnte, seien die Be­
triebseinnahmen zu betrachten. Im Jahr 2020 hätten die 
Betriebseinnahmen aber selbst unter Einbezug der Zu­
schüsse unterhalb des Niveaus der Vorjahre gelegen.

Dass der hieraus erzielte Gewinn höher als in den Vorjah­
ren gewesen sei, belege nur die überhöhte Bemessung 
der Corona­Hilfen. Dies führe jedoch nicht zu außeror­
dentlichen Einkünften.

Quelle: FG Münster

EINKOMMENSTEUER UND PERSÖNLICHE 
VORSORGE

Schätzung bei fehlenden 
Gewinnermittlungen bzw. fehlenden 
Einzelaufzeichnungen
Das Finanzgericht Münster hat mit Urteil vom 
20. April 2023 entschieden, dass das Finanzamt dem 
Grunde nach berechtigt ist, Besteuerungsgrundlagen zu 
schätzen, wenn der Steuerpflichtige Bücher oder Auf­
zeichnungen, die er nach den Steuergesetzen zu führen 
hat, nicht vorlegen kann, insbesondere erforderliche Auf­
zeichnungen zu Einnahmen und Ausgaben nicht führt.

Im Rahmen der Schätzung muss der Steuerpflichtige es 
hinnehmen, dass die im Wesen der Schätzung liegende 
Unsicherheit oder Fehlertoleranz gegen ihn ausschlägt 
und das Finanzamt bzw. das Finanzgericht im Rahmen 
des Schätzungsspielraums bei steuererhöhenden Be­
steuerungsgrundlagen an der oberen, bei steuermindern­
den Besteuerungsgrundlagen an der unteren Grenze 
bleibt.

Im Streitfall hat die Klägerin nicht die erforderlichen Auf­
zeichnungen zu den Einnahmen und Ausgaben geführt. 
Der Antragsgegner hat bei seiner Schätzung der Einnah­
men die Bankkonten sowie die Kreditkartenabrechnungen 
der Antragstellerin ausgewertet und nach bisheriger Ak­
tenlage zu Recht angenommen, dass die Zahlungen an 
die Antragstellerin als deren Betriebseinnahmen zu wer­
ten sind.

Mehr dazu finden Sie hier: tinyurl.com/yzp7cnws

Quelle: FG Münster

Erbfallkostenpauschale auch für 
Nacherben
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 1. Febru­
ar 2023 (II R 3/20) entschieden, dass auch Nacherben 
den Pauschbetrag für Erbfallkosten in Höhe von 10.300 
EUR in Anspruch nehmen können. Der Abzug des 
Pauschbetrags setzt nicht den Nachweis voraus, dass tat­
sächlich Kosten angefallen sind.

Sachverhalt: Im Januar 2013 verstarb die Tante der Klä­
gerin und Revisionsbeklagten (Klägerin). Als Vorerbe war 
deren Ehemann, als Nacherbin die Klägerin berufen. Im 
Mai 2013 verstarb auch der Ehemann der Tante. Zu des­
sen Erbin war ebenfalls die Klägerin berufen, die dieses 
Erbe jedoch ausschlug. Der Klägerin entstanden aufgrund 
der Nacherbschaft Kosten in Höhe von 40 EUR beim 
Nachlassgericht. Der Vorerbe hatte keine Kosten i.S. des 
§ 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 1 des Erbschaftsteuer­ und Schen­
kungsteuergesetzes (ErbStG) geltend gemacht. Aufgrund 
des ihm zukommenden Freibetrags für Ehegatten erfolgte 
keine Festsetzung der Erbschaftsteuer.

Im Rahmen der Erbschaftsteuerfestsetzung beantragte 
die Klägerin die Berücksichtigung des Pauschbetrags ge­
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mäß § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG i.H.v. 10.300 EUR 
(sogenannte Erbfallkostenpauschale). Das Finanzamt be­
rücksichtigte die Erbfallkostenpauschale nicht. Allenfalls 
könnten die nachgewiesenen 40 EUR berücksichtigt wer­
den, die allerdings keine steuerliche Auswirkungen habe.

Urteil: Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz 
angeschlossen und die Revision als unbegründet zurück­
gewiesen. Das Finanzgericht hat zu Recht entschieden, 
dass die Erbschaftsteuerpauschale steuermindernd zu 
berücksichtigen ist. Sowohl der Vorerbe als auch der 
Nacherbe verwirklichen den Besteuerungstatbestand ge­
mäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 Alternative 1 
ErbStG für einen Erwerb von Todes wegen. Die Klägerin 
ist in ihrer Eigenschaft als zivilrechtliche Nacherbin nach 
ihrer Tante erbschaftsteuerrechtlich als Erbin nach deren 
Ehemann zu behandeln. Auf die Frage, ob sie diesen 
auch zivilrechtlich unmittelbar beerbt hat, kommt es nicht 
an. Bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Erwerbs für 
die Nacherbschaft ist der Pauschbetrag nach § 10 Abs. 5 
Nr. 3 Satz 2 ErbStG zu berücksichtigen.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

BAUEN UND VERMIETEN

Hausreinigung – und die Folgen für die 
erweiterte gewerbesteuerliche Kürzung
Zwischen den Beteiligten ist die erweiterte Kürzung des 
Gewerbeertrags der Klägerin gemäß § 9 Nr. 1 Satz 2 des 
Gewerbesteuergesetzes (GewStG) im Streitjahr 2012 
streitig.

Die GmbH (Klägerin) kaufte und verkaufte Grundbesitz, 
bebaute Grundstücke für eigene und fremde Rechnung 
und war Eigentümerin von fremdvermieteten Wohnimmo­
bilien, die von einer anderen GmbH verwaltet wurden. Ih­
ren Sitz hatte die Klägerin im Streitzeitraum im 
Obergeschoss eines im Eigentum ihrer Gesellschafter­
Geschäftsführer (Gesellschafter) stehenden Gebäudes 
mit vier Wohnungen. Die beiden Wohnungen im Erdge­
schoss waren fremdvermietet, die Wohnungen im Ober­
geschoss nutzten die Gesellschafter zu Wohn­ und 
Geschäftsführungszwecken. Zwischen der Klägerin und 
den Gesellschaftern gab es keine schriftliche Vereinba­
rung zur Raumnutzung; die Klägerin zahlte die auf sie 
entfallenden Kosten. 

Die Klägerin stellte den Gesellschaftern die Kosten für die 
Reinigung des Treppenhauses und des Hauseingangspo­
dests der Immobilie durch eine geringfügig Beschäftigte 
(der Klägerin) in Rechnung.

In der Gewerbesteuererklärung beantragte die Klägerin 
die erweiterte Kürzung des Gewerbeertrags nach § 9 Nr. 
1 Satz 2 GewStG. Das Finanzamt veranlagte die Klägerin 
zunächst erklärungsgemäß, nach einer Außenprüfung er­
ließ das FA einen gemäß § 164 Abs. 2 AO geänderten 
Bescheid und gewährte der Klägerin nur die einfache Kür­
zung gemäß § 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG.

Das Finanzgericht (FG) entschied, das FA habe die erwei­

terte Kürzung zu Recht versagt. Die Klägerin habe im 
Streitjahr in einer fremden Immobilie Reinigungsleistun­
gen gegen Entgelt erbracht und damit gegen das Aus­
schließlichkeitsgebot verstoßen. Die streitgegenständ­ 
liche Reinigung sei keine für die erweiterte Kürzung un­
schädliche Betreuung von Wohnungsbauten. Der Bun­
desfinanzhof (BFH) bestätigte, dass die Vorentscheidung 
im Ergebnis richtig ist.

Die Reinigung von Gemeinschaftsflächen und Zuwegen 
zu den bei der Verwaltung eigenen Grundbesitzes ge­
nutzten Räumlichkeiten kann unabhängig davon, wem 
das Gebäude gehört und ob es sich um ein reines Wohn­
gebäude oder um eine Gewerbeimmobilie handelt, unmit­
telbar zur Verwaltung des eigenen Grundbesitzes i.S. des 
§ 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG gehören. Erhält der Mieter (Nut­
zer) ein Entgelt für die Reinigungsleistungen, sind diese 
jedoch regelmäßig nicht mehr der Verwaltung des eige­
nen Grundbesitzes zuzuordnen.

Betreuung von Wohnungsbauten i.S. des § 9 Nr. 1 Satz 2 
GewStG ist sowohl die Baubetreuung als auch die Bewirt­
schaftungsbetreuung des bereits fertiggestellten Gebäu­
des im Sinne der Verwaltung der Immobilie und der 
praktischen Objektbetreuung vor Ort. Letztere setzt vor­
aus, dass sich der Betreuer um das Gesamtobjekt küm­
mert und in Abwesenheit der Eigentümer und eines 
Vertreters der Verwaltung die Hauptverantwortung für das 
Objekt trägt und als Hauptansprechpartner dient.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

FÜR HEILBERUFE

Ärztehotline: Sozialversicherungspflicht 
im Homeoffice
Das Landessozialgericht Niedersachsen­Bremen (LSG) 
hat entschieden, dass die Heranziehung von Ärzten im 
Rahmen einer Beratungshotline auch dann im Rahmen 
abhängiger Beschäftigungsverhältnisse erfolgen kann, 
wenn die Ärzte die jeweils übernommenen Bereitschafts­
dienste in ihrem häuslichen Umfeld verrichten.

Geklagt hatten ein Unternehmen und eine Rettungsmedi­
zinerin, die im Rahmen einer ärztlichen Notfallhotline für 
Taucher kooperieren. Die Hotlineberatung ist Teil des Un­
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Hauptsache, Sie können im Zweifelsfall beweisen, dass 
eine bestimmte Rechnung (Miete, Versicherungsbeitrag 
oder ähnliches) tatsächlich auch bezahlt wurde oder eine 
Garantiefrist noch gilt. Werden große Käufe, wie zum 
Beispiel ein Haus oder ein Auto gemacht, oder gibt es 
große persönliche Veränderungen mit finanziellen Aus­
wirkungen, wie zum Beispiel eine Hochzeit, so macht es 
Sinn, die Kontoauszüge aus dieser Zeit länger zu behal­
ten. 

Eine Ausnahme sind Handwerker­ oder Dienstleistungs­
rechnungen, die ein Grundstück betreffen. Diese Belege 
müssen generell zwei Jahre archiviert werden. Wer einen 
Gärtner oder eine Reinigungskraft als haushaltsnahe 
Dienstleistung steuerlich absetzen will, muss die entspre­
chenden Kontoauszüge mindestens so lange aufbewah­
ren, bis der Steuerbescheid eingeht und die 
Einspruchsfrist abgelaufen ist. 

Eine gesetzliche Ausnahme bilden Privatpersonen mit 
Einkünften von mehr als 500.000 EUR im Jahr. Die Zahl 
bezieht sich auf Einkünfte aus nichtselbstständiger Ar­
beit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung so­
wie auf sonstige Einkünfte im Sinne des § 22 
Einkommensteuergesetz. Sie müssen eine besondere 
Aufbewahrungsfrist für Kontoauszüge von sechs Jahren 
einhalten. Dies hat steuerliche Hintergründe. 

Quelle: bankenverband.de

LESEZEICHEN

Anzeige über die Erwerbstätigkeit von 
Photovoltaikanlagenbetreibern
Grundsätzlich sind Betreiber von Photovoltaikanlagen, 
auch im Falle einer Steuerbefreiung,  zur Anzeige der Er­
öffnung eines gewerblichen Betriebs oder einer Betrieb­
stätte und zur Übermittlung eines Fragebogens zur 
steuerlichen Erfassung verpflichtet (§ 138 Abs.1 und 1b 
AO).  Das BFH­Schreiben dazu finden Sie unter: 
tinyurl.com/mtf3bt2c

AKTUELLE STEUERTERMINE
Lohnsteuer, Umsatzsteuer
10.07.2023 (13.07.2023) 

Fälligkeit der Beiträge zur Sozialversicherung:
25.07.2023 (Beitragsnachweis)
27.07.2023 (Beitragszahlung)

Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am 
Vortag bis spätestens 24.00 Uhr eingereicht sein.
* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in 
Klammern. 

WICHTIGER HINWEIS
Gesetze und Rechtsprechung ändern sich fortlaufend. Nutzen Sie des­

halb unsere Briefe zur Information. Bitte denken Sie aber daran, dass Sie 

vor Ihren Entscheidungen grundsätzlich unsere Beratung in Anspruch 

nehmen, weil wir sonst keine Verantwortung übernehmen können.

terstützungspakets einer Reise­ und Auslandskrankenver­
sicherung. Für die ständige Erreichbarkeit der Hotline 
werden aus einem Pool jeweils zwei Ärzte pro Schicht 
eingeteilt, die meist aus ihrer häuslichen Umgebung tele­
fonische Kundenanfragen beantworten und ggf. eine Be­
handlungskoordination übernehmen können.

Im Statusfeststellungsverfahren stufte die Deutsche Ren­
tenversicherung (DRV) die Ärztin als abhängig beschäftigt 
ein. Demgegenüber gingen sie und das Unternehmen von 
einer selbstständigen Tätigkeit aus, da es keine Verpflich­
tung zu Bereitschaftsdiensten gegeben habe. Die Tele­
fonate habe sie überall führen können, wo eine ruhige 
Gesprächssituation gegeben sei. Die Intensität der Bera­
tungen habe sie völlig frei gestalten können.

Anders als die erste Instanz hat das LSG die Rechtsauf­
fassung der DRV bestätigt. Unter dem Dach eines Rah­
menvertrags habe die Ärztin die Verpflichtung 
übernommen, für die Dauer der zugeteilten Schichten er­
reichbar zu sein und die wirtschaftlichen Vorgaben des 
Unternehmens zu beachten. Aus der ärztlichen Eigenver­
antwortung bei Heilbehandlungen könne nicht ohne Wei­
teres auf eine selbstständige Tätigkeit geschlossen 
werden. Hierdurch werde sie noch nicht zur Unternehme­
rin. Auch der Umstand, dass sie zu Hause gearbeitet ha­
be und keinen Weisungen zum Arbeitsort unterlegen 
habe, sei in Anbetracht der vielfältigen heutigen Möglich­
keiten zur Arbeit im Homeoffice kein taugliches Abgren­
zungskriterium mehr. Bei abhängigen Tätigkeiten 
bestünden gerade im Homeoffice grundsätzlich weitge­
hende Freiheiten bei der Festlegung der Arbeitszeiten.

Quelle: Landessozialgericht Niedersachsen­Bremen

FÜR SPARER UND KAPITALANLEGER

Wie lange müssen Privatpersonen 
Kontoauszüge aufbewahren?

Eine einheitliche Frist oder Verpflichtung für Verbraucher 
zur Aufbewahrung von Kontoauszügen gibt es nicht. Pri­
vatpersonen sind in der Regel gesetzlich nicht verpflich­
tet, Kontoauszüge überhaupt aufzubewahren. Dennoch 
ist es ratsam, dies einige Jahre lang zu tun. Ein guter An­
haltspunkt ist die Verjährungsfrist von drei Jahren, die für 
die meisten Alltagsgeschäfte gilt. Dabei ist es unerheb­
lich, ob Sie die Auszüge in ausgedruckter Form oder digi­
tal ablegen. 
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